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Einführung in dos Schwerpunktthema 
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Umweltpolitik 
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Von Ulrich Petschow 

ie umfassende Liberalisierung der Märk-

te und damit zusammenhängend die Glo-

balisierungstendenzen haben zu Veränderungen 

der Balance der Handlungsmöglichkeiten von 

staatlichen und wirtschaftlichen Akteuren 

geführt. Jüngstes Beispiel der Liberalisierungs-

bemühungen sind die Verhandlungen über ein 

Multilaterales Invesütionsabkommen der OECD-

Staaten, das als „Charta der Rechte und Freihei-

ten der transnationalen Konzerne" bezeichnet 

wird (das Institut für Ökologische Wirtschafts-

forschung erstellt zu diesem Thema aktuell ein 

Gutachten). Die Diskussion wird nicht nur in 

Deutschland vom Schlagwort der umfassenden 

(positiven) Handlungsunfähigkeit der nationa-

len Akteure beherrscht. Als Folge der wirtschaft-

lichen Globalisierung wird das existierende 

Gefüge zwischen den demokratisch gewählten 

Regierungen und privatwirtschaftlichen Akteu-

ren mehr und mehr durch ökonomische Macht 

(ungewählt und unrepräsentativ) beeinflußt. 

Die Globalisierung der Umweltwirkungen des 

wirtschaftlichen Handelns ist hingegen schon 

deutlich geworden bevor das Schlagwort der 

wirtschaftlichen „Globalisierung" kreiert wurde. 

Beispielsweise ist das Ozonloch nicht allein 

durch den Nationalstaat bekämpfbar. 

Damit ist faktisch eine doppelte Globalisierung 

bedeutsam (1): 

• die umfassende Liberalisierung und damit 

Globalisierung der Märkte, 

• die Globalisierung der Umweltprobleme. 

Zwar sind nicht alle Umweltprobleme grundsätz-

lich globaler Natur und deren Lösung damit von 

internationaler Kooperation abhängig (vgl. hier-

zu den Beitrag von Kirchgässner), aber in der 

aktuellen Diskussion wird deutlich, daß auch 

manche nationalen Umweltprobleme unter dem 

zunehmenden Wettbewerbsdruck nicht mehr 

effektiv gelöst werden (können). 

In beiden Fällen der Globalisierung wird deut-

lich, daß der Nationalstaat als bisher zentraler 

Akteur der Wirtschafts- und Umweltpolitik an 

Durchsetzungsfähigkeit verloren hat, weil sich 

wichtige sozio-politische Akteure seinem Ein-

fluß zunehmend entziehen können. 

Die Liberalisierung der Märkte durch Beseiti-

gung von Handelshemmnissen und Wettbe-

werbsbeschränkungen wird häufig als negative 

oder auch marktschaffende Integration 

beschrieben. Positive Integration wird hingegen 

als gestaltende Politik begriffen. Sie ist zwar dar-

auf ausgerichtet, einen einheitlichen Markt zu 

schaffen, entwickelt dabei aber zugleich den 

„Rahmen" für das Wirtschaften auf einer höhe-

ren, nicht mehr nationalstaatlichen Ebene. Inso-

fern kann sie auch als marktkorrigierend cha-

rakterisiert werden. Generell ist aber ein Bias 

zugunsten der Liberalisierung gegenüber dem 

Aufbau von Regulierungen bzw. Rahmensetzun-

gen festzustellen. Dies gilt von der Welthandels-

organisation WTO, deren Position deutlich 

stärker als die multilateraler Umwelt-

schutzabkommen ist, bis - abgeschwächt - zur 

Europäischen Union (EU). 

Aus diesen Zusammenhängen ergibt sich, daß 

sich der souveräne Staat nunmehr inmitten eines 

Beziehungsgeflechtes von internationalen Regi-

men und Organisationen wiederfindet, die sich 

etabliert haben bzw. noch etabliert werden müs-

sen. Traditionelle nationale Lösungswege werden 

damit in Frage gestellt. Gleichzeitig erhöhen sich 

die Regulierungsnotwendigkeiten. Selbst in Bezug 

auf die ungehemmte wirtschaftliche Globalisie-

rung werden mittlerweile kritische Stimmen laut 

(2). Die Entwicklung eines Ordnungsrahmens, 

die insbesondere im Umweltbereich erforderlich 

ist, muß jedoch die abnehmende Handlungs-

fähigkeit der Staaten berücksichtigen. 

Dennoch ist die Frage geeigneter politischer 

Strategien weiterhin umstritten. Scharpf unter-

scheidet drei Ansätze (3): 

• In der neoliberalen Literatur zur politischen 

Ökonomie der Globalisierung wird der Abbau 

der Außengrenzen befürwortet. Der damit aus-

gelöste Wettbewerb der politischen Systeme 

beschränke die Staatsmacht und erhöhe die 

(angestrebte) Freiheit der Märkte gegenüber 

politischen Interventionen. 

• Ein weiterer Argumentationsstrang sieht in 

dem Verlust nationalstaatlicher Steuerungspo-

tentiale gegenüber der globalisierten Ökonomie 

ein Ende der Demokratie herannahen. Er zielt 

daher auf die Wiederherstellung nationalstaatli-

cher Macht. 

• Ein dritter Ansatz sieht die Möglichkeit, den 

Verlust der Handlungsfähigkeit nationaler Poli-

tik durch den Aufbau supranationaler Rege-

lungskompetenzen auszugleichen. 

Folgt man dem letztgenannten Argument, wer-

den vor allem Fragen des geeigneten Übergangs 

hin zu transnationalen Beziehungen aufgewor-

fen. Die ordoliberale Position eines starken 

„rahmensetzenden" Staates hilft an dieser Stelle 

nicht weiter. Es geht vielmehr darum, ein Vaku-

um zu füllen, das zur Regulierung oder auch nur 

zur Regelung von ungewünschten Wirkungen 

von freien Austauschprozessen beiträgt. Folglich 

besteht die Notwendigkeit der Selbstorganisati-

on jenseits der Nationalstaaten, um eine positive 

Integration zu initiieren und zu verstärken. Ohne 

die grundsätzliche Möglichkeit einer positiven 

Integration wäre „governance without govern-

ment" (4) zum Scheitern verurteilt (5). 

An diesem Punkt setzt das Konzept der Global 

Governance an (siehe Kasten). Dieses greift die 

Probleme der abnehmenden nationalen Hand-

lungsmöglichkeit und der begrenzten internatio-

nalen Problemlösungsfähigkeit auf und 

entwickelt Ansatzpunkte für Governance-Struk-

turen, die eine Vielzahl von Akteuren einbezie-

hen. Die identifizierten Probleme gelten gerade 

auch für die Umweltpolitik, in der die zivilge-

sellschaftlichen Akteure schon immer von 

besonderer Bedeutung waren. Inwiefern kann 

diese sinnvoll mit dem Konzept der Global 

Governance verknüpft werden? Ziel dieses 

Schwerpunktes von Ökologisches Wirtschaften 

ist dabei weniger die Vertiefung dieses Konzep-

tes an sich. Vielmehr sollen einige Ansatzpunkte 

einer möglichen (Weiter-) Entwicklung von 

transnationalen Strukturen im Umweltbereich 

aufgezeigt werden. 

• Die Beiträge im Überblick 

Im ersten Beitrag gibt Gebhard Kirchgässner 

einen Überblick über Bedingungen internatio-

naler Umweltpolitik und nationale Handlungs-

möglichkeiten im Rahmen der Globalisierung. 

Im Anschluß daran werden zwei europäische 

Erfahrungen dargestellt. Auf der einen Seite ana-

lysiert Christoph Knill die Marktliberalisierung 

und gleichzeitige Entwicklung eines eigenständi-

gen Handlungsfeldes „Umweltpolitik" in der EU. 

Er macht deutlich, unter welchen Rahmenbedin-

gungen die Entwicklung einer Umweltordnung 
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möglich ist. Der Beitrag von Rainer Durth geht 

von den Erfahrungen der Rheinsanierung aus und 

zeigt plastisch die Möglichkeiten einer Governan-

ce jenseits staatlichen Handelns auf. So hat gera-

de die Einbeziehung weiterer (nicht-staatlicher) 

Akteure - durch die Eröffnung von Handlungs-

möglichkeiten - zur Verbesserung der Umweltsi-

tuation am Rhein geführt. Die Abbildungen in die-

sem Beitrag veranschaulichen die Entwicklung 

eines Beziehungsgeflechtes nach Einschränkung 

des staatlichen Handlungsmonopols. Sie verdeut-

lichen damit beispielhaft die Situation unter ver-

änderten Governance-Strukturen. 

Am Beispiel des FCKW-Problems wird von Rei-

ner Grundmann die Bedeutung unterschiedli-

cher Akteure und insbesondere konkurrieren-

der Akteursnetzwerke für die Lösung von 

Umweltproblemen aufgezeigt. Dabei spielt gera-

de in Bereichen, in denen unter Unsicherheit 

entschieden werden muß, die Wissenschaft eine 

wichtige Rolle. 

Die Klimakonferenz in Kioto, die zweifelsohne 

weit hinter den ökologischen Erfordernissen des 

Klimaschutzes zurückgeblieben ist, wird in ihren 

Imphkationen von Wilhelm Althammer be-

schrieben. Es wird deutlich, daß es sich bei han-

delbaren Emissionsrechten, deren Einführung 

perspektivisch angestrebt wird, um ein hoch-

komplexes Instrument handelt. Zunächst müs-

sen überhaupt erst die Bedingungen für einen 

Markt geschaffen werden, wobei aktuelle und 

zukünftige Verteilungswirkungen von besonde-

rer Bedeutung sind. Einmal etabliert kann dieser 

Markt aber auch seine eigene Dynamik entfal-

ten. 

Die beiden abschließenden Beiträge beschrei-

ben die Problematik aus Sicht wichtiger nicht-

staatlicher Akteure. Elmar Altvater, Achim 

Brunnengräber und Heike Walk untersuchen 

durchaus kritisch die Bedeutung, die Nicht-

Regierungs-Organisationen (NGOs) als zivilge-

sellschaftlichen Akteuren im Rahmen von Global 

Governance zukommen kann. Peter Fuchs 

beschäftigt sich mit transnationalen Konzernen 

und deren Bedeutung für die Umweltpolitik; vor 

allem analysiert er die Beeinflussung der Agen-

da internationaler Verhandlungen durch diese 

Unternehmen. 

In der Summe wird deutlich, daß es „die" 

Lösung der globalen Umweltprobleme nicht gibt 

und auch nicht die Akteure, die allein in der 

Lage wären, eine Lösung zu realisieren. Viel-

mehr müssen die Umweltprobleme differenziert 

betrachtet und je nach Situation der Handlungs-

rahmen identifiziert und diesem angemessene 

Lösungsansätze ergriffen werden. Entscheidend 

dürfte jedoch sein, solche Ansätze zu verfolgen, 

die allgemein die Kooperationsfähigkeit er-

höhen. 
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D
Von Achim Brunnengräber und Heike Wolle 

er Begriff der Global Governance wurde wesentlich 
von der 1 9 9 1 auf Initiative von Willy Brandt gebil-

deten „Commission on Global Governance" geprägt. Das 
28-köpfige, internationale Expertengremium hafte es sich 
zur Aufgabe gemacht, die Möglichkeiten der Ausgestal-
tung eines effektiveren Systems der Weltsicherbeit, einer 
nachhaltigen Entwicklung und der universellen Ausbrei-
tung der Demokratie nach dem Ende des Kalten Krieges 
auszuleuchten und Vorschläge zur Regierbarkeit der Welt 
(also nicht einzelner Nationalstaaten oder von Zusam-
menschlüssen von Nationalstaaten) zu unterbreiten. 
1 9 9 4 wurde der Endbericht der Kommission in englischer 
( 1 ) , ein Jahr später von Stiftung für Entwicklung und 
Frieden in deutscher Sprache vorgelegt ( 2 ) . 
Nach der Definition der Kommission ist „Governance 
[ . . . ] die Gesamtheit der zahlreichen Wege, auf denen 
Individuen sowie öffentliche und private Institutionen 
ihre gemeinsamen Angelegenheiten regeln. Es handelt 
sich um einen kontinuierlichen Prozeß, durch den kon-
troverse oder unterschiedliche Interessen ausgeglichen 
werden und kooperatives Handeln initi iert werden kann. 
Der Begriff umfaßt sowohl formelle Institutionen und 
mit Durchsetzungsmacht versehene Herrschaftssysteme 
als auch informelle Regelungen, die von Menschen und 
Institutionen vereinbart oder als im eigenen Interesse 
angesehen werden" ( S . 4 ) . 

Stichwort: 
Global 

Governance 
Der größte Teil des Berichts der Kommission orientiert 
sich an der „Notwendigkeit von Visionen" ( S . 1 4 ) . Er 
unterbreitet Handlungsempfehlungen und eröffnet einen 
breiten Interpretationsspielraum. Auf die Interessenge-
gensätze und Konfliktpotentiale der verschiedenen Akteu-
re, die über die unterschiedlichsten (Macht-) Ressourcen 
verfügen, wird von der Kommission freilich nicht einge-
gangen. Eine solche Herangehensweise würde der Logik 
der Kommission widersprechen, die nach „Werten fur die 
Nachbarschaft in der einen Welt" oder nach einem „glo-
balen Bürgerethos" sucht. Auch wird Global Governance 
nicht mit Weltregierung gleichgesetzt. 
Eine deutsche Übersetzung des Ausdrucks ist schwierig. 
Sofern nicht das englische Original beibehalten wird, 
f indet sich häufig, wie auch in der deutschen Überset-
zung des Berichts, der aufgrund seiner Konnotation mit 
einem starken Staat eher problematische Begriff „Wel t -
ordnungspolitik". 

Trotz aller Unklarheiten, die hinsichtlich des Projektes 
noch bestehen, zielt Global Governance auf neue Poli-
tikfelder, die inzwischen in der globalen Politikorena 

bearbeitet werden müssen; vor al lem auf den unauflös-
lichen Zusammenhang von Umwelt- und Entwicklungs-
polit ik, wie er im „ßrundtland-Report" und dann auf der 
UNCE0 in Rio de Janeiro 1 9 9 2 thematisiert worden ist. 
Global Governance zielt aber auch auf eine erweiterte 
Zahl von (neuen) Akteuren, wie sie auch in der Agenda 
2 1 benannt werden. Dazu zählen neben internationalen 
Organisationen und den Regierungen auch Marktakteu-
re, soziale Organisat ionen ( w i e Arbeitgeber und 
Gewerkschaften) und Institutionen (wie z.B. das Bil-
dungswesen) - und nicht zuletzt NGOs, die hier glei-
chermaßen als „ziviler Stützpfei ler", als „unabhängige 
Kontrollorgane", „Frühwarnsysteme" und „Informati-
onsquellen" angesehen werden ( S . 2 8 1 f ) . Schließlich 
bezieht sich Global Governance auf die im Zuge der Glo-
balisierung entwickelten neuen Formen von Politik. 
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